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Senat von Berlin (Vorsitzender)  Vorstand 

Vertreter: Senatsdirektór Wemer Müller 

Senatsverwaltung für Arbeit und Soziales 

Industrie und Handelskammer zu Berlin (stellv. Vorsitzender) 

Vertreter: Dipl.-Volksw. Gerhard Severon 

Deutscher Städtetag 

Vertreter: Beigeordneter Dr. Wolfgang Haus 
ab März 1978: Bezirksbürgermeister 

Dr. Herbert Kleusberg 

Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege e. V. 

Vertreter: Dr. Christa Hasenclever 
seit 10. Mai 1977: Karl-Heinz Thiel, Geschäftsführer 

Bundesministerium fürlugend, Familie und Gesundheit 

Vertreter: MinR Hans Goller 

Ilse Bueren  Geschäfts-
fihrung 

Der Verein zur Förderung des Deutschen Zentralinstituts für soziale Förderer-
Fragen teilt Vorstand und Geschäftsführung mit dem Institut; er nimmt Verein 
die Beiträge der Mitglieder entgegen und ist für die Förderung des Insti-
tuts verantwortlich. 
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Beirat Bundesministerien 

für Arbeit und Sozialordnung: MinR Dr. Rugo 

fürlugend, Familie und Gesundheit: MinR Dr. med. Bialonski 

Bundesanstalt für Arbeit: Präsident Josef Stingl 

Sozialministerien der Länder 

Baden-Württemberg: *) 
Bayern: MinDirig Dr. Karl Schmitt 
Bremen: I 
Hamburg: )̀ 
Hessen: MMR Heinz Erhard 
Niedersachsen: MinR Willi Hoppe 
Nordrhein-Westfalen: Ltd. MinR P. Steffen 
Rheinland-Pfalz: *) 
Saarland: RegDir Otto Bitz 
Schleswig-Holstein: *) 

Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege 

Das Diakonische Werk — Innere Mission und Hilfswerk — der ev. 
Kirche in Deutschland: Dipl.-Volkswirt Christine Winzler 

Deutscher Caritasverband e. V.: D. Johannes Tobei 
Arbeiterwohlfahrt der Stadt Berlin e. V.: Elsa Sieglerschmidt 
Deutsches Rotes Kreuz: RA Reiner Klauß 
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband e. V.: Helga Danzig 
Zentral-Wohlfahrtsstelle derJuden in Deutschland e. V.: 

Gertrud Hoffnung 

Wirtschaft 

Deutscher Industrie- und Handelstag: Sigmund Frhr. v. Rotberg 
Wirtschaftsvereinigung Eisen- und Stahlindustrie: 

Hans Joachim Scholz 
Siemens AG: Dipl.-Ing. Dr. Carl-Hubert Schwennicke 
AEG/Telefunken: Dipl.-Kfm. Ernst Kammerer 
Osram GmbH: Direktor Walter Greiner 

*) Mitarbeit als Behörde ohne bestimmten Vertreter. 



Wissenschaft 

Stifterverband für die deutsche Wissenschaft e. V.: Helmut Denschel 
Freie Universität Berlin *) 
Technische Universität Berlin  

Sozialversicherung 

Verband Deutscher Rentenversicherungsträger: 
Direktor Prof Dr. Kurt Jahn 

Gewerkschaften 

Deutsche Angestelltengewerkschaft: Hilde Jechow 
Deutscher Gewerkschaftsbund: Fritz Giersch 

Fachorganisationen 

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge: 
Walter Schellhom 

Persönlichkeiten 

Dr. Franz v. Cosel, Berlin 
Direktor Robert Jentsch, Berlin 
Senatorin a. D. Ella Kay, Berlin 
MinR. a. D. Dr. Helmut Malzahn, Bonn 
SenDir Gerhard Naulin, Berlin 
SenDir a. D. Dr. Lothar Rosenberg, Berlin 

Außer den Vorstandssitzungen am 1. Juni und 2. Dezember 1977 fanden Vorstands-
mehrere Arbeitsgespräche des Vorsitzenden mit der Geschäftsführung in sitzungen 
der Senatsverwaltung für Arbeit und Soziales statt. 

Wie schon im Arbeitsbericht 1976 erwähnt, fand am 3. Februar 1977 eine 
Mitgliederversammlung des Vereins zur Förderung des Deutschen 
Zentralinstituts fir Soziale Fragen in Verbindung mit einer Beiratssitzung 
statt. Neben zahlreichen Vereinsmitgliedern waren erfreulicherweise auch 
Repräsentanten aller im Beirat vertretenen Gruppen erschienen. 

Bei dieser Gelegenheit wurden die ohne Beanstandung geprüften Finanz-
abrechnungen für die Jahre 1973 bis 1975 genehmigt und der Geschäfts-
führung von den anwesenden Mitgliedern einstimmig Entlastung erteilt. 

") z. Z. ohne Vertreter 

Mitglieder-
versammlung 
und Beirats-
sitzung 



Der Vorstandsvorsitzende, Herr Senatsdirektor Müller, hielt vor den an-
wesenden Mitgliedern und interessierten Gästen ein Referat zum Thema 
„Ein Aspekt aktueller soialpolitischer Fragen", das die Neustrukturierung 
der sozialen Dienste in Berlin zum Inhalt hatte. 

Ausführlich wurde darauf das Hauptproblem des Instituts diskutiert: Die 
für die Entwicklung der Arbeit dringend erforderliche Erhöhung des ge-
schrumpften Personalbestandes und ihre Finanzierung. 

Der Versammlung schloß sich eine Fahrt zu den Berliner Behinderten-
werkstätten GmbH an, deren Hauptgesellschafter das Land Berlin ist. 
Nach dem dort eingenommenen Mittagessen wurden die Teilnehmer 
durch die modernen Werkstätten geführt und über Entwicklung, Arbeits-
weise und Absatzmöglichkeiten informiert. 

Zu unserer besonderen Freude nahmen einige interessierte Teilnehmer die 
Gelegenheit war, sich anschließend im Institut persönlich über dessen 
Arbeitsgebiete zu unterrichten. 

Mitarbeiter  Im Berichtsjahr wurden 15 Mitarbeiter beschäftigt, darunter 4 Teilzeit-
kräfte. Das bedeutet eine Verminderung um fast 25 % gegenüber dem 
Vorjahr. Dennoch gelang es, den in fast allen Arbeitsbereichen stark ge-

stiegenen Anforderungen gerecht zu werden. 

Besonders umfangreiche Anfragen, die zur Bearbeitung meist gesetzliche 
Grundlagen erforderten, wurden in ehrenamtlicher Tätigkeit von einem 
Volljuristen mit übernommen. 

Im Rahmen der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen des Senators für Arbeit 
und Soziales wurden im Durchschnitt 5 Mitarbeiter für jeweils neun 
Monate beschäftigt. 

Tätigkeit k,y� leit seiner Gründung unter dem Namen „Archiv für Wohlfahrtspflege " 
im Jahre 1893 ist es die Aufgabe des Instituts, alles erreichbare Material 
aus dem Bereich des Sozial-, Gesundheits- und Arbeitswesens zu sam-
meln, zu sichten und zu ordnen und für den Abruf durch Interessenten 
bereit zu halten. 

Sammlungen Die Basis der Institutsarbeit bilden die Sammlungen und Kataloge. Es 
und Kataloge  bestehen folgende Sammlungsabschnitte: 

Die Bibliothek enthält soweit wie möglich alle Veröffentlichungen auf 
sozialen und sozialverwandten Gebieten des In- und Auslandes und wird 
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ständig aus Eigenmitteln und durch Besprechungsexemplare, vor allem 
aber auch aus Zuwendungen der Deutschen Klassenlotterie ergänzt. Im 
Jahre 1977 konnten, wie bereits im vorigen Arbeitsbericht erwähnt, aus 
den 1976 zu Verfügung gestellten Mitteln 2 547 Bände (ohne Doubletten) 
neu eingestellt werden. Über 600 Bände, die im Benutzerverkehr beson-
ders stark strapaziert worden waren, wurden im Hause neu gebunden. 

Die Bibliothek wird durch eine alphabetische Verfasserkartei und eine 
fachlich geordnete Kartothek erschlossen und ist „Öffentliche Bibliothek" 
mit der Sigelnummer 249. 

Die Bibliographische Sammlung umfaßt alle Aufsätze und Mitteilun-
gen, die aus den regelmäßig gelesenen ca. 2000 Fachzeitschriften des In-
und Auslandes ausgewertet und nach derselben Systematik wie die einge-
stellteñ Bücher verkartet werden. Daneben werden sämtliche Gesetze, 
Verordnungen und Erlasse des Bundes und der Länder gesammelt und 
systematisch in die Kartei eingeordnet. Außerdem steht dem Institut 
ständig umfangreiches Zeitungsausschnittsmaterial zur Verfügung, das, 
nach der entsprechenden Systematik geordnet, Bibliothek und Zeitschrif-
tensammlung ergänzt. 

Über die regelmäßig gelesenen Zeitschriften wird ein alphabetischer 
Katalog geführt, der nachweist, ab wann eine Zeitschrift gehalten wird 
und der ihr laufendes Eingehen überwacht. Daneben werden numerisch 
und nach Sachgebieten geordnete Verzeichnisse dieser Zeitschriften 
geführt. 

Von den Organisations-Sammlungen stellt die Berliner Abteilung den 
ältesten Teil dar, weil das Institut bei seiner Gründung 1893 es übernom-
men hatte, alle bestehenden Sozialeinrichtungen in Berlin zu erfassen 
und diese Zusammenstellung zu veröffentlichen. Heute umfaßt sie alle 
Behörden, Organisationen und Institutionen, die in Berlin tätig sind oder 
einmal tätig waren. Jede dafür angelegte Akte enthält alles erreichbare 
Material von der Gründung an wie Vereinsstatuten, Vorstandsmitglieder, 
Arbeits- und Presseberichte, andere Veröffentlichungen, Dienstanweisun-
gen, Hausordnungen, Baupläne, Abbildungen u. ä., und wird ständig er-
gänzt. Außerdem finden sich in ihralle Informationen, die den regelmäßig 
gelesenen Fachzeitschriften entnommen werden und die mit der betref-
fenden Institution und ihrer Arbeit zusammenhängen. 

Dasselbe gilt für die Behörden, Organisationen und Institutionen, die auf 
sozialen und sozialverwandten Gebieten in der Bundesrepublik und in 
der DDR tätig sind. 
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Das Institut ist bemüht, eine Übersicht über ähnliche Einrichtungen des 
europäischen und außereuropäischen Auslands zu gewinnen und erreich-
bares Material zu sammeln. Ebenso werden alle die Organisationen und 
ihre Veröffentlichungen erfaßt, die nicht nur auf nationalem Gebiet, son-
dern auf übernationaler Ebene arbeiten. 

Alle diese Sammlungen werden in gleicher Weise erschlossen durch je 
eine alphabetische Namenskartothek und eine systematische Zusammen-
stellung, die die einzelnen Behörden, Organisationen und Institutionen 
nach Sachgebieten ausweist. Wird zu einem bestimmten Thema Material 
gesucht, so kann es ohne große Mühe aus beiden Sammlungen — Biblio-
thek und Organisationsabteilungen — zusammengestellt werden, da bei-
den ähnliche Systematiken zugrunde liegen. 

Typenkartei  Zusätzlich weist eine „Typenkartei" 'nach, auf welchen sozialen Gebieten 
Modelleinrichtungen entstehen und wo und auf welche Weise nach-
ahmenswerte und praktikable Ideen verwirklicht werden. 

Schwindler-  Zum hausinternen Gebrauch — insbesondere für die Arbeit im Bereich 
kartei des gesamten Sammlungswesens — weist eine „Schwindlerkartei" alpha-

bethisch Personen aus, die allein oder in Verbindung mit Organisationen 
im sozialen Bereich negativ aufgefallen sind. 

Helene- Die dem Institut im Oktober 1969 vom „Berliner Frauenbund von 1945" 
Lange- übergebenen Materialien (Bibliothek und Archiv der Helene-Lange-Stif-
Stiftung  tung) werden weiterhin verwahrt und verwaltet und auch den Benutzern 

des Instituts zur Verfügung gestellt. 

Material-  Wieder haben viele Mitglieder und Benutzer des Instituts erfreulicher-
spenden  und dankenswerterweise unsere Sammlungen durch nicht mehr be-

nötigte Bücher und Zeitschriften, auch durch Organisationsmaterialien 
vervollständigt. Diese Hilfe ist um so willkommener, als viele Zeitschriften 
und Bücher durch den Leihverkehr zerschlissen werden oder auch in 
Verlust geraten. 

In diesem Jahr gilt unser Dank u. a.: 

Hans-Hermann Auersch, Berlin — Jillian Becker, London — W. Bratspis, 
Berlin — Marielene Grossmann, Berlin — Dr. Christa Hasenclever, Bonn — 
Dr. Marie-Luise Hegel, Neuendettelsau— Ursula Hoffert, Berlin—Claudia 
Koonz, Boston — Hans-Dieter Mey, Berlin — Inge Rau, Berlin — Frau 
Surner, Berlin. 
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Bibliothek und Lesesaal sind von Dienstag bis Freitag zwischen 8.00 und Benutzungs-
12.00 und zwischen 13.00 und 16.00 Uhr für das Publikum geöffnet. bedingungen 
Die Ausleihfrist beträgt in der Regel einen Monat; bei Überschreitung 
wird eine Mahngebühr von DM 1,— pro Materialstück und angefangene 
Woche erhoben. 

Kommentare, wertvolle oderalte Bücher und im Verlagvergriffene Stücke 
werden nicht versandt, sondern können nur im Institut eingesehen 
werden. Auf Wunsch und gegen Erstattung der Unkosten werden Ab-
lichtungen für DM —,40 pro Seite angefertigt. Um den Materialversand 
nach Möglichkeit noch weiter einzuschränken, stellt das Institut über-
wiegend Literaturlisten zusammen und bittet, die nachgewiesenen Stücke 
in der nächstgelegenen Bibliothek auszuleihen. In Ausnahmefällen kann 
Material nach außerhalb gegen Erstattung der Porto- und Verpackungs-
kosten verschickt werden. 

Daneben wird stets auf die Möglichkeit hingewiesen, die monatlich er-
scheinende, systematisch geordnete Bibliographie der Zeitschriftenauf-
sätze in der Zeitschrift „Soziale Arbeit" zur Bearbeitung eines bestimm-
ten Themas heranzuziehen. 

Aus gegebenem Anlaß weisen wir darauf hin, daß wir aus technischen und 
statistischen Gründen auch für die Mitglieder unseres Förderervereins für 
die Benutzung der Bibliothek eine unterschriebene Leserkarte einstellen 
müssen. 

Die methodischen Veränderungen in der Ausleihe hatten das gewünschte Nutzbar-
Ergebnis, den Versand von Material einzuschränken und statt dessen den machung 
Schwerpunkt mehr und mehr auf das Verschicken von Literaturlisten zu 
verlagern. Aus diesem Grunde wurde im vergangenen Jahr die Aufbe-
wahrung vorhandener Literaturzusammenstellungen auf eine Hänge-
registratur umgestellt, wobei durch einausführliches Stichwortverzeichnis 
mit vielen Querverweisen das Auffinden der Listen zu bestimmten 
Themen erleichtert wurde. 

Im Berichtsjahr wandten sich 3 356 Benutzer schriftlich oder persönlich 
an unsere Bibliothek. Dabei wurden 8 745 Literaturlisten, 4 152 Bücher 
und 6123 Zeitschriften ausgeliehen. Die Statistik weist aus, daß fast die 
Hälfte der Benutzer die Bibliothek mehrmals (bis zu 15mal) in Anspruch 
nahmen. 

Daneben wurden uns im Rahmen des auswärtigen Leihverkehrs 352 Leih-
scheine von verschiedenen Bibliotheken übersandt; davon konnten 17 
nicht beantwortet werden. 



Der Reichtum an historischem Material, das an keiner anderen Stelle 
zu finden ist und wegen seiner Unersetzlichkeit nicht ausgeliehen werden 
darf, erwies wieder eine besondere Anziehungskraft. Zahlreiche Benutzer 
aus der Bundesrepublik und dem Ausland kamen eigens für mehrere Tage 
nach Berlin, um die historischen Werke einzusehen und auszuwerten. 

Der große Kreis der Anfragenden und Besucher aus dem In- und Ausland, 
zu dem zu unserer großen Freude auch das Bundeskanzleramt und die 
SPD-Bundestagsfraktion gehörten, setzte sich sowohl aus Ministerien des 
Bundes und der Länder, Städten, Behörden und Sozialgerichten als auch 
Planungsstäben, Wissenschaftlern, Praktikern der Sozialarbeit, Ver-
sicherungsträgern, sozialpolitischen Organisationen, Journalisten und zu 
über 80% aus Studenten zusammen. Die Zahl der Arbeiten über histo-
rische Themen war auch im abgelaufenen Jahr überdurchschnittlich hoch. 

Die Vielfältigkeit der eingehenden Anfragen sollen einige Beispiele deut-
lich machen: 

Anerkennung des Vorpraktikums als „Schulausbildung" für Renten-
ansprüche bei einer Ausbildung zum Volks-/Jugendpfleger in den 
Jahren 1936-1938. 

Hilfe beim Nachweis eines 1939 im Nationalsozialistischen Seminar 
Ratslinden b/Königsberg abgelegten Kindergärtnerinnen-Examens. 

Beteiligung an einem anwaltlich durchgeführten Besuchsregelungs-
verfahren für die Kinder aus geschiedener Ehe zwischen einer Deut-
schen und einem Togolesen. 

Beratung für das weitere Vorgehen nach Ablehnung eines Antrags auf 
Erwerbsunfähigkeitsrente. 

Gutachtliche Beratung einer Stiftung, zu deren Förderungsgebieten 
die allgemeine Wohlfahrtspflege gehört. 

Beratung des Regierenden Bürgermeisters wegen der Übernahme von 
Schirmherrschaften, u. a. für eine Altkleidersammlung! 

Fachberatung über Rechtsanwälte bei der Erstellung von Testamen-
ten, in denen die Erblasser nicht unerhebliche Summen gemein-
nützigen Organisationen zukommen lassen wollen. 

Gutachten für die umfangreichen staatsanwaltlichen Ermittlungen, 
die bis zum Jahre 1972 zurückführten, in einem Strafprozeß wegen 
Sammlungsbetruges, Untreue etc. Anschließend Vernehmung als 
Sachverständiger in dem Prozeß im November 1977 in Mannheim. 
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Das Jugendamt als Verwaltungsorganisation; soziale Folgen organi-
satonschér Strukturen. 

Unterlagen für die Erstellung einer Kartei aller Selbsthilfeorgani-
sationen und Bürgerinitiativen in der Bundesrepublik. 

Die Anfänge der Bildungsforschung nach 1945. 

Soziologische Kriminalitätstheorien. 

Die Eingliederung der Umsiedler aus Polen. 

Die zweite Gastarbeiter-Generation. 

Definitionen des Begriffes „Kindeswohl" (Sorgerecht und elterliche 
Gewalt). 

Elterneinfluß auf die Sprachentwicklung der Kinder. 

Heilpädagogische Möglichkeiten für mongoloide Kinder. 

Geschichte der Heilsarmee. 

Die Entwicklung des sozialen Wohnungsbaus und der Mietpreise 
nach 1960. 

In jedem Jahr stehen bestimmte soziale Probleme im Vordergrund, 
zu denen Literatur erbeten wird. 1977 lagen die Schwerpunkte bei 
folgenden Themen: 
Jugendfragen (350), Ehe, Familie (330), Sozialisation, Pädagogik 
(311), Sonder-, Heim-, Heilpädagogik (285), Sozialarbeit, soziale 
Berufe (282), Psychologie (267), Suchtfragen (249), Delinquenten, 
Strafvollzug (245), Behinderte (228), Allgemeine Lebensbedingun-
gen (184), Altersfragen (172), Gesundheit, Psychiatrie (143), Nicht-
seßhafte, Obdachlose (116), Arbeit und Soziales (114), Frauenfragen 
(105), Bildungswesen (94), Soziale Sicherung (63), Ausländer (46), 
Sonstiges (Ehrenamt, Selbstmord usw.) (40). 

Die Erschließung erfolgte mehrdimensional, da viele Themen nicht 
nur einem Gebiet zuzurechnen waren. 

DerAufbau eines partnerschaftlichen Verbundes aller ähnlich arbeitenden 
Dokumentationsinstitute, die gemeinsam den Dokumentationsring des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit bilden sollen, 
befindet sich noch immer im Planungsstadium. Dagegen führte die ge-
plante Zusammenarbeit des Instituts mit dem Deutschen Zentrum für 
Altersfragen (DZA), Berlin, im Berichtsjahr zu weiteren Fortschritten. 

Umstellung 
auf 
automatische 
Dokumentation 
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Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit, das in den 
Vorständen beider Institute vertreten ist, hatte schon seit längerem dem 
Vorhaben des DZA, ein Datenerfassungsgerät für maschinelle Dokumen-
tation anzumieten, unter der Voraussetzung zugestimmt, daß dieses Gerät 
auch vom DZI mitgenutzt würde. Die Wahl war in Abstimmung mit dem 
DZI auf ein Gerät der Firma Nixdorf— 8820 —gefallen, mit dem nicht nur 
Datenerfassung und Speicherung, sondern auch die Durchführung ein- 
facher Sortier- und Suchprogramme möglich sind. Durch die Speicherung 
auf Disketten wir ein problemloserer Übergang bereits erfaßter Bestände 
auf einen Großrechner auch zu einem späteren Zeitpunkt geschaffen. 

Dieses Vorhaben war Anlaß für eine nochmalige Informationsphase, in 
deren Verlauf mehrere Informations- und Dokumentationsstellen von 
uns besucht wurden und ausführliche Beratungsgespräche mit Fachleuten 
stattfanden. Ergebnis dieser Informationsphase und mehrere Gespräche 
mit dem DZA war der „Stufenplan zur Einführung maschineller Datener-
fassung und Datenverarbeitung in der Literaturdokumentation" im DZI, 
der in der Vorstandssitzung am 2. Dezember 1977 intensiv erörtert und als 
Grundlage für die weiteren Verhandlungen mit dem DZA und anderen 
Dokumentationsstellen vom Vorstand angenommen wurde. 

Im Frühjahr 1979 werden die Verträge zwischen dem DZA und der Firma 
Nixdorf zur Anmietung einer Nixdorf 8820 unterzeichnet. Gleichzeitig 
hat sich das DZI im Mai 1978 erfolgreich bei der Deutschen Klassen-
lotterie Berlin um Mittel für ein gleiches Gerät bemüht, um die hohen 
Datenkapazitäten des DZI, für deren Aufnahme das eine Gerät in gemein-
samer Nutzung nicht ausgereicht hätte, verarbeiten zu können. 
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Mehr und mehr hat sich die Spendenberatung zu einem Hauptzweig der 
Institutsarbeit entwickelt. Dies hat verschiedene Gründe. 
Die rezessionsbedingte Verknappung der öffentlichen Mittel im humani-
tären Bereich ist noch immer deutlich spürbar, so daß viele Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege, die Verpflichtungen von Bund und Ländern mit 
wahrnehmen, erhebliche Einschränkungen in den Mittelzuwendungen 
hinnehmen mußten. Zur Durchführung ihrergeplanten und oft dringend 
notwendigen Vorhaben mußten sie sich bemühen, das entstandene 
Defizit durch Spendengelder auszugleichen. Dabei sind viele Organisa-
tionen in den letzten Jahren dazu übegegangen, Stil und Umfang ihrer 
Spendenwerbung auf modernste Methoden umzustellen, wie sie bisher 
nur im kommerziellen Bereich bekannt waren. 

Dazu werden in immer stärkerem Maße Spendengesuche an die Wirt-
schaft, aber auch an Privathaushalte herangebracht, ohne daß der soziale 
Nutzen dieser Sammlungen immer auf den ersten Blick erkennbar wird. 
Aus diesen Gründen war die Spendenberatung des Instituts im vergan-
genen Jahr wichtiger denn je und wurde in großem Umfange von der Be-
völkerung, der Wirtschaft und den Medien in Anspruch genommen. Die 
Arbeit des Instituts auf diesem Gebiet geht fast bis auf seine Gründungs-
zeit zurück und führte im Jahre 1910 zur Gründung der „Wohltätigkeits-
zentrale der Berliner Kaufmannschaft". Hieraus entwickelte sich die Spen-
denberatung der Wirtschaft mit jährlichen Zusammenkünften im „Archiv 
für Wohlfahrtspflege", um echter Armut wirkungsvoll zu begegnen. 
Später wurde durch Hinzuziehen der Presse die Bevölkerung mehr und 
mehr in die Beratung einbezogen. 

Die ersten Spendenberatungen im „Archiv für Wohlfahrtspflege" sind im 
eigentlichen Sinne die Vorläufer des 1951 von derdeutschen gewerblichen 
Wirtschaft gegründeten „Arbeitskreises Spendenwesen" in Bonn, dem 
das Institut seit 1953 als Fachmitglied angehört. 

Die beobachtende und prüfende Tätigkeit des Arbeitskreises Spenden-
wesen beschränkt sich nicht nur auf den deutschen Bereich. Es bestehen 
Kontakte mit dafür zuständigen Stellen im Ausland, insbesondere mit den 
in der EG zusammengeschlossenen Ländern, die durch zweijährliche 
Tagungen der Internationalen Kommission für Spendenordnung inten-
siviert werden. Diese Tagungen dienen der Aussprache über international 
durchgeführte Sammlungen, zugleich aber auch der Diskussion fachlicher 
Fragen im allgemeinen. Die turnusmäßige Sitzung findet im September 
1978 in Kopenhagen statt. 

Spenden-
beratung 

Arbeitskreis 
Spendenwesen 
der deutschen 
gewerblichen 
Wirtschaft 

Inter-
nationale 
Kommission 
für 
Spenden-
ordnung 
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Sammlungs-  Wie in jedem Jahr wies das Institut auf die ständig wachsenden Miß-
gesetze  stände im Sammlungswesen hin, die ihre eigentliche Ursache in der Libe-

ralisierung der Sammlungsgesetze der Länder haben. Danach wurden zu-
nächst nur Haus- und Straßensammlungen unter Genehmigungspflicht 
gestellt. Briefsammlungen mußten in Bayern genehmigt, in Hessen und 
im Saarland angezeigt werden. Auf diese Weise konnten sich zu den 
alten, eingeführten Wohlfahrtsorganisationen immer mehr neue gesellen, 
die — oft klein und unerfahren — gute Hilfe zersplitterten oder sogar als 
scheinsoziale Organisationen, oft Ein-Mann-Betriebe, mit rein gewerb-
lichen Interessen, entlarvt wurden. Eingeleitete Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts des Betruges, der Untreue etc. müssen erfahrungs-
gemäß zumeist eingestellt werden, weil die subjektiven Tatbestandsmerk-
male der entsprechenden Strafrechtsbestimmungen nicht erfüllt sind. Im 
Zusammenwirken mit interessierten Stellen ist es jedoch in Einzelfällen 
gelungen, scheinsozialen Organisationen entsprechend § 43 Abs. 2 BGB 
die Rechtsfähigkeit zu entziehen (d. h. dann, wenn der Zweck auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist). In anderen Fällen wurde 
von den zuständigen Finanzämtern nach Überprüfung der Geschäfts-
unterlagen die Gemeinnützigkeit aberkannt. 

Durch Veranlassung einer kleinen Anfrage im Berliner Abgeordnetenhaus 
wegen einer „gemeinnützigen" Organisation konnte im vergangenen Jahr 
erreicht werden, daß das Ergebnis einer an sich genehmigungsfreien 
Sammlung dieser Organisation behördlich überprüft wird. 

Außer Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein 
und Berlin, die ihre Sammlungsgesetze in bezug auf Altkleidersammlun-
gen bzw. Briefwerbungen verschärft haben, hat sich—trotz zahlreicher uns 
im Berichtsjahr bekannt gewordener Straf- und Zivilverfahren — bisher 
noch kein Bundesland zu einer verschärften Novellierung entschlossen. 
Das Institut setzt seine Bemühungen um eine möglichst einheitliche 
Regelung auf diesem Gebiet fort, um schon von vornherein unseriöse 
Sammlungen auszuschließen. Es muß allgemein interessieren, daß in 
vielen Bundesländern mit der Genehmigungspflicht auch die Verpflich-
tung zur Abrechnung entfällt. Die Ordnungsbehörden wissen oft nicht, 
wer eine Sammlung durchführt. Sie können zwar in einer Reihe von Ver-
dachtsfällen eingreifen, müssen aber damit rechnen, daß bis dahin die 
Mittel bereits verbraucht, vielleicht sogar in private Kanäle geflossen sind. 
Mindestens scheint eine allgemeine Anzeigepflicht, die die Behörde von 
allen Sammlungen in Kenntnis setzt, dringend erforderlich. 

Der Erlaß des Bundesministers des Inneren vom 10. September 1975 
an alle Innenminister der Länder hat die schon in den letzten Jahren ver-
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besserte Zusammenarbeit mit den zuständigen Landesbehörden noch 
stärker intensiviert und ausgeweitet. In diesem Erlaß wird die bewährte 
Möglichkeit der Auskunftserteilung durch das Institut erwähnt mit dem 
Hinweis darauf, daß schon eine einzige kleine Organisation die Ver-
trauensbasis in der Öffentlichkeit nachhaltig zerstören könne. 

In den Begründungen, teilweise in den Ausführungsvorschriften der 
Sammlungsgesetze einiger Bundesländer ist das Institut mit dem Hinweis 
genannt, daß das Vorhandensein einer solchen Stelle es rechtfertige, Brief-
werbungen und andere Sammlungen genehmigungsfrei zu lassen, weil 
hier die Möglichkeit besteht, sich über Seriosität und Effektivität der 
Arbeit einer sammelnden Organisation zu erkundigen. 

Wenn uns in früheren Jahren die zuständigen Orts- und Kreisbehörden 
schon regelmäßig um Auskunft baten, so sind es in letzterZeit zunehmend 
auch Regierungspräsidien, mit denen sich ein ständiger Erfahrungsaus-
tausch über zweifelhafte Organisationen entwickelt hat. 

Wie in jedem Jahr fand die seit Jahrzehnten veranstaltete Presse- und Wem sollen 
Wirtschaftkonferenz unter dem Motto „Wem sollen wir geben?" am wir geben? 
26. Oktober statt. Sie wurde durch Presseveröffentlichungen und Hör-
funkinterviews wirksam unterstützt und löste wieder eine Flut von An-
fragen nach spendenwerbenden Organisationen aus. Gleichzeitig wurden 
Schwerpunkte der Hilfen im sozialen Bereich genannt und bei der Aus-
wahl derjenigen Organisationen, die diese Hilfe durchführen, beraten. 

Auch im Berichtsjahr übernahm das Institut vor allem in der Vorweih-
nachtszeit für einzelne Firmen und Personen die Beratung bei der Ver-
teilung ihres gesamten Spendenfonds an bestimmte, nach Interessen-
gebieten ausgesuchte Organisationen, darunter auch solche, die trotz an-
erkannter Arbeit in der Öffentlichkeit weniger bekannt und deshalb in 
besonderem Maße auf Förderung angewiesen sind. 

Die Zusammenarbeit mit dem Bundesverband Deutscher Zeitungsver-
leger, großen regionalen Zeitungszusammenschlüssen und einzelnen 
Tageszeitungen bewährte sich auch im abgelaufenen Jahr. Bei einer Viel-
zahl von Bitten nicht immer zweifelsfreier caritativer Organisationen um 
kostenlose Veröffentlichung von Spendenaufrufen und in Einzelfällen 
auch bei bezahlten Beilagen wurde das Institut um Auskunft gebeten. 

Wenngleich das Institut aus juristischen Gründen nicht öffentlich vor 
unseriösen Spendenbitten warnen kann, bemüht es sich, durch intensive 
Öffentlichkeitsarbeit zu erreichen, daß möglichst jeder Interessierte sich 
vor der Hergabe einer Spende über die betreffende Organisation selbst 
und die Förderungswürdigkeit ihrer Arbeit vom Institut beraten läßt. 
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Öffentlich-  Auch im Berichtsjahr wurde das Institut um Vorträge, Veröffentlichungen 
keitsarbeit  únd Hörfunkinterviews zu Themen, die in seine Arbeitsgebiete fallen, ge-

beten. Mehrere Rundfunksender im Bundesgebiet und in Berlin 
brachten — einige davon mehrmals — in ihren aktuellen Sendereihen 
Interviews zu Fragen des Spendenwesens, zur Beratung älterer Mitbürger 
und über die Arbeit &s Instituts. 
Dazu kamen wieder zahlreiche Veröffentlichungen in großen Tages-
zeitungen, Magazinen und Illustrierten zu interessierenden Fragen aus 
dem Bereich des Sammlungs- und Spendenwesens, die bundesweit und 
regional verbreitet wurden, so z. B. in „Test", DM", Das Beste",„Für Sie". 
In mehreren Fachzeitschriften wurde außerdem wie in jedem Jahr über die 
beiden Schwerpunkte unserer Arbeit — Information und Dokumentation 
sowie Auskunft und Beratung in Sammlungs- und Spendenfragen — aus-
führlich berichtet. 

Von der Zeitschrift der Diakonischen Werke Westfalen und Hannover 
wurde die Geschäftsführerin um einen Artikel zum Thema „Spenden — 
aber mit Bedacht" gebeten, der in der Vorweihnachtsausgabe erschien. 

Der Verfasser des „Handbuch der Kriminalistik", z. Band, Prof. Dr. 
Geerds, bat um einen ausführlichen Entwurf über das Institut, in dem 
dessen Arbeit als Ergänzung zu den staatlichen Strafverfolgungsorganen 
dargestellt werden soll. 

Es versteht sich von selbst, daß diese zahlreichen Aktivitäten, vor allem 
im Bereich der Massenmedien, eine Fülle von Anfragen auslösten, die 
sich nicht nur auf das gesamte Sammlungs- und Spendenwesen bezogen. 

Das Institut bleibt ständig bemüht, durch Presse, Funk und Fernsehen 
der Öffentlichkeit als Informationsquelle zu dienen. Die häufig 
wechselnden Schwerpunkte im gesamten sozialen Bereich geben 
immer wieder Veranlassung dazu. 

Altenheim- Der Nachweis von Altenwohnheimen, Altenheimen und Pflegeheimen 
beratung in allen Teilen der Bundesrepublik und in Berlin ist ebenso wie die Be-

ratung bei der Auswahl zu einer ständigen Einrichtung des Instituts ge-
worden. Sie hat sich aus einem Interview des Zweiten Deutschen Fern-
sehens in seiner Sendereihe MOSAIK entwickelt, in dem vor einigen 
Jahren diese vom Institut angebotenen Informationsmöglichkeiten dar-
gestellt wurden, und führte zu ständigem Kontakt mit den Verantwort-
lichen dieser Sendereihe. 

Eine Hauptaufgabe wird darin gesehen, bei Hergabe eines Einkaufs-
darlehens die Prüfung der abzuschließenden Verträge und der dazu-
gehörenden Unterlagen vor Unterschrift in die Beratung einzubeziehen. 
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In eigener Initiative wird das Institut, dessen Aufgabe in der Nutzbar- Publikationen 
machung aller gesammelten Unterlagen besteht, in erster Linie durch die 
Herausgabe seiner Publikationen tätig. 

Die Fachzeitschrift „Soziale Arbeit" — Mitherausgeber ist der Senator für Soziale 
Arbeit und Soziales — veröffentlicht aktuelle und einen weiten Leserkreis Arbeit 
interessierende Abhandlungen aus Theorie und Praxis der sozialen Arbeit 
und greift die Problematik sozialer Entwicklungen, Informationen über 
wichtige Geschehnisse, sich anbahnende Neuerungen u. ä. auf. Sie er-
,scheint monatlich im Eigenverlag des Instituts; die Redaktion liegt bei 
der Geschäftsführung. Das Redaktionsgremium steht der Schriftleitung 
beratend und helfend zu Seite. Ihm gehören Fachleute aller Sachgebiete 
der behördlichen und freien Wohlfahrtspflege an. 

Wie in jedem Jahr sind auch 1977 zwölf Hefte erschienen. 
Wesentliche Beiträge waren: 

Zur Verwertbarkeit von Sozialforschung — Eine Skizze über Eva-
luierungsforschung und Praxis der Altenhilfe — Amman, Wien 

Arbeitsförderungsgesetz und Strafvollzugsgesetz — ein System der 
beruflichen Resozialisierung —Joppe 

Die Haftentlassenenhilfe gemäß § 72 BSHG — ein Teilbereich der 
Straffälligenhilfe — Schewe 

Der Zivildienst des anerkannten Kriegsdienstverweigerers — Haber-
land 

Eingliederung von Aussiedlern aus den osteuropäischen Staaten — 
Haberland 

Aussiedlerbetreuung in Berlin — Götting 

Zusätzliche finanzielle Hilfen zur Wiederbeschäftigung Arbeitsloser 
— Leve 

Zur Reform des Adoptionsrechts — Schleicher 

Konfliktsituation zwischen patriarchalischem und partnerschaft-
lichem Leitbild in der Familie —Jahnke 

Schichtenspezifische Jugendarbeit unter den methodischen Aspek-
ten der Sozialpädagogik — Hespos 

Die Heimerziehung aufgrund eines Followup ehemaliger Zöglinge in 
Israel — Jonas, Nahariya/Israel 
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Die Funktion der Hauptschule bei den Bemühungen um Koexistenz 
oder Integration türkischer Gastarbeiterkinder in Berlin — Ehl 

Zur Konzeption der Fachhochschule über die künftige Ausbildung 
von Sozialarbeitern und Sozialpädagogen in Berlin — Hopmann 

Vorbereitung auf den Ruhestand — Eine neue Initiative des Europa-
rats auf dem Gebiet der Politik für ältere Menschen — Dieck 

Soziale Gruppenarbeit als didaktischer Ansatz in der Altenhilfe — 
Kröger 

Überlegungen zur Konzeption eines tragfähigen Finanzierungs-
modells für Dienstleistungszentren/Sozialstationen — Dieck. 

Vom Deutschen Zentrum für Altersfragen DZA werden geeignete Ab-
handlungen aus dem Bereich der Gerontologie der Redaktion zur Ver-
öffentlichung übergeben. 

Zeitschriften-
bibliographie 

Führer durch 
das soziale 
Berlin 
(Graubuch) 

Die in jedem Heft veröffentlichte Zeitschriftenbibliographie, die aus allen 
vom Institut gelesenen in- und ausländischen Fachzeitschriften erstellt 
wird, weist relevante Fachabhandlungen auf sozialen und sozialverwand-
ten Gebieten in systematischer Ordnung nach. Sie ist für wissenschaftlich 
Interessierte und Studierende der sozialen Fachgebiete eine große Hilfe 
beim Auffinden geeigneter Literatur für die von ihnen zu erarbeitenden 
Themen. Vor allem die schriftlichen Anfragen weisen in zunehmenden 
Maße aus, daß die Zeitschriftenbibliographie als Quellennachweis für re-
levante Literatur herangezogen wird. 

Die vom DZA erstellte Zeitschriftenbibliographie Gerontologie, erstmals 
in Form einer Beilage zum Heft 12/76 Soziale Arbeit unter dem Titel 
„Zeitschriftenbibliographie Gerontologie 1976" veröffentlicht, erscheint 
seit Januar 1977 monatlich im Anschluß an die vom Institut veröffent-
lichte Zeitschriftenbibliographie. Dafür werden im DZA 13 Fachzeit-
schriften ausgewertet. 

Nachdem die 12. erweiterte Auflage aus dem Jahre 1972 restlos vergriffen 
war, konnte es der ständig wachsenden Zahl von Interessenten nicht zu-
gemutet werden, die umfangreichen und langwierigen Vorarbeiten für 
eine Neuauflage abzuwarten. Deshalb entschlossen wir uns, schon im 
Oktober 1977 eine 13. überarbeitete Auflage herauszugeben, die lediglich 
alle bisher erschienenen Nachträge des Stammwerks enthielt. Dadurch 
wurden gleichzeitig den Beziehern der 12. Auflage die Kosten für den 
Erwerb eines neuen Grundwerkes erspart. 
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Der letzte Nachtrag für beide Auflagen wurde imJanuar 1978 ausgeliefert; 
ein zweiter ist für Ende dieses Jahres vorgesehen. 

Das für alle im Berliner Bereich der sozialen Arbeit Tätigen unentbehr-
liche Nachschlagewerk findet immer wieder bei Behörden anderer Groß-
städte Interesse als Modell für ähnliche Handbücher. 

Daneben ist das Institut zusammen mit drei Partnerinstitutionen (DIMDI Dokumen-
- Deutsches Institut für Medizinische Dokumentation und Information, tationen 
IDIS — Institut für Dokumentation und Information über Sozialmedizin 
und öffentliches Gesundheitswesen, DJI — Deutsches Jugendinstitut) an 
der Herausgabe einer viermal jährlich erscheinenden Dokumentation 
„Drogengefährdung und Alkoholmißbrauch" beteiligt. 

Bei den Zusammenkünften der Arbeitsgemeinschaft Betriebliche Sozial- Arbeits-
beratung stand stets ein bestimmtes Thema mit Referat und anschließen- gemeinschaft 
der Diskussion im Mittelpunkt. Die Beteiligung war immer außerordent- Betriebliche 
lich rege. Themen waren u. a.: Sozial-

Straffälligenhilfe im Vollzug und nach der Entlassung (Ort dieser beratung 
Zusammenkunft: JVA Tegel, Haus IV) 

Jugendarbeitslosigkeit 

Die Arbeit einerJugendspychatrischen Beratungsstelle 

Das Frauenhaus in Berlin 

Das neue Ehe- und Familienrecht 

Wie in jedem Jahr ließen sich ausländische Besucher (im Berichtsjahr Besucher 
z. B. aus Kanada, Israel, den USA und Mauritius) über die Arbeit des 
Instituts und über die sozialen Verhältnisse in der Bundesrepublik infor-
mieren. Bei solchen Besuchen bestätigt sich immer wieder, daß es eine 
dem Institut vergleichbare Sammel- und Auskunftstelle in anderen 
Ländern nicht gibt. 

Das Institur bemüht sich, die Besucher aus dem In- und Ausland bei der 
weiteren Gestaltung ihres Berlin-Besuches zu beraten und ihnen behilflich 
zu sein. 1977 besuchten uns im Rahmen einer Studienreise nach Berlin 
aus Mitteln des Landesjugendplans eine Studiengruppe der Fachhoch-
schule Bielefeld und eine weitere Gruppe der Fachhochschule Fulda. Sie 
nahmen den Besuch im Institut zum Anlaß, in der Bibliothek über sie 
interessierende Themen zu arbeiten. Wie in jedem Jahr informierte sich 
eine Gruppe von Studierenden der Ev. Fachhochschule Berlin über die 
vom Institut angebotenen Möglichkeiten der Materialnutzbarmachung;. 
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Revisionen  Für das Jahr 1976 erfolgte die übliche Prüfung durch die Rechnungs-
prüfungsstelle der Senatsverwaltung für Arbeit und Soziales. 

Deutsche  Die Abrechnung für die im letzten Arbeitsbericht erwähnten im Jahre 
Klassenlotterie 1976 gewährten Mittel fürdie notwendigste Grundausstattungan Möbeln 

und technischem Hilfsmaterial wurde im Hause der Deutschen Klassen-
lotterie geprüft. 

Finanzbericht Der Finanzbericht für 1977 wurde allen, die das Institut in seiner Arbeit 
finanziell unterstützten, am 28. April 1978 übersandt. 

Dank Dem Vorstand, dem Beirat, den Mitgliedern des Förderervereins und den 
Freunden des Instituts sowie den in- und ausländischen Korrespondenten 
danken wir für alle Förderung und Unterstützung unsererArbeit. Dankbar 
sind wir nach wie vor allen Mitgliedern und Freunden unseres Hauses 
für jede Erhöhung ihres Beitrages oder ihrer Spende, auf die wir noch 
immer angewiesen sind und die unsere Arbeit leichter machen würden. 
Das Bemühen aller Mitarbeiter wird immer dahin gehen, das in uns ge-
setzte Vertrauen zu rechtfertigen. 

Wie schon auf Seite 4 dieses Berichts erwähnt, hat sich die Zahl der Mit-
arbeiter im Berichtsjahr trotz der stetig wachsenden Aufgaben des Instituts 
noch weiter verringert. Nur durch ihren unermüdlichen Einsatz und ihr 
Engagement war es möglich, auch im Berichtsjahr der Vielfalt der täglich 
an uns herangetragenen Anforderungen gerecht zu werden und damit 
unsere satzungsgemäßen Aufgaben zu erfüllen. Vorstand und Geschäfts-
führung benutzen die Gelegenheit, allen Mitarbeitern auch an dieser Stelle 
ihren Dank auszusprechen. 
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